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BUNDESARBEITSGERICHT

3 AZR 176/10

2 Sa 127/09
Landesarbeitsgericht
Hamburg

Im Namen des Volkes!

Verkindet am
18. September 2012

URTEIL

Schiege, Urkundsbeamter
der Geschéftsstelle

In Sachen

Klager, Berufungsklager, Berufungsbeklagter und Revisionsklager,

Pp.

Beklagter, Berufungsbeklagter, Berufungsklager und Revisions-

beklagter,

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mdndlichen Ver-
handlung vom 18. September 2012 durch die Vorsitzende Richterin am Bun-
desarbeitsgericht Gréfl, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Dr. Schlewing,
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den Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Spinner sowie die ehrenamtlichen
Richter Schmalz und Brunke fir Recht erkannt:

Die Revision des Kléagers gegen das Urteil des Landes-
arbeitsgerichts Hamburg vom 29. September 2009 - 2 Sa
127/09 - wird zurliickgewiesen.

Der Klager hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Der Klager begehrt vom Beklagten die Ubertragung einer Lebensversi-
cherung, hilfsweise die Zahlung von Schadensersatz.

Der Klager war vom 1. Dezember 1998 bis zum 31. Dezember 2005 far
die D gGmbH (im Folgenden: Schuldnerin) und deren Rechtsvorgénger, zuletzt

als Personalleiter, tétig.

Am 30. August 1999 vereinbarten die Schuldnerin und der Klager zum
Zwecke der betrieblichen Altersversorgung - wie bereits zuvor im Anstellungs-
vertrag vom 29. April 1999 - den Abschluss einer Direktversicherung bei der
N Lebensversicherung AG. Ausweislich des Versicherungsscheins war Versi-
cherungsnehmer die Schuldnerin und versicherte Person der Klager. Als Versi-
cherungsbeginn war der 1. Méarz 1999 vorgesehen. § 14 Abs. 1 der Allgemei-
nen Bedingungen (Nr.201158) fir die Lebensversicherung mit spezieller
Kapitalanlage (N Konzept-Tarif N2068) lautet auszugsweise:

,Die Leistung aus dem Versicherungsvertrag erbringen wir
an Sie als unseren Versicherungsnehmer oder an lhre
Erben, falls Sie uns keine andere Person benannt haben,
die bei Eintritt des Versicherungsfalles die Ansprliche aus
dem Versicherungsvertrag erwerben soll (Bezugsberech-
tigter). Bis zum Eintritt des Versicherungsfalles kénnen Sie
das Bezugsrecht jederzeit widerrufen.”
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Die zusatzliche Vereinbarung (Nr.531) zur Direktversicherung
- Unwiderruflichkeitsklausel - bestimmt:

,Nach Ablauf der Fristen flr die Unverfallbarkeit betriebli-
cher Versorgungsleistungen gemaB § 1 Abs. 2 des Geset-
zes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung
vom 19.12.1974 wird der Leistungsanspruch unwiderruf-
lich.”

Mit Beschluss des Amtsgerichts Hamburg - Insolvenzgericht - vom
16. September 2005 wurde Uber das Vermdgen der Schuldnerin das Insolvenz-
verfahren eréffnet und der Beklagte zum Insolvenzverwalter bestellt. Mit
Schreiben vom 28. September 2005 kindigte der Beklagte das mit dem Klager
bestehende Arbeitsverhéltnis zum 31. Dezember 2005. Die hiergegen gerichte-
te Kindigungsschutzklage wurde rechtskraftig abgewiesen.

Im Zuge der Eréffnung des Insolvenzverfahrens und vor der Beendi-
gung des Arbeitsverhédltnisses hatte der Beklagte gegenuber der
N Lebensversicherung AG das Bezugsrecht des Klagers aus der Direktversi-
cherung widerrufen und anschlieBend bis zur Beendigung des Arbeitsverhalt-
nisses die bisher flr die Direktversicherung geleisteten Beitrdge als Gehalt an

den Klager ausbezahlt.

Mit seiner Klage hat der Klager ua. die Ubertragung der Direktversiche-
rung begehrt. Er hat die Auffassung vertreten, der Widerruf des Bezugsrechts
gegenuber der N Lebensversicherung AG sei unwirksam; jedenfalls stehe ihm
aus dem Gleichbehandlungsgrundsatz ein Anspruch auf Aussonderung der
Direktversicherung zu. Der Beklagte habe zahlreichen anderen Mitarbeitern die
Direktversicherung Ubertragen, ihm und zwei weiteren Mitarbeitern jedoch nicht.
Fur den Fall, dass ein Anspruch auf Ubertragung der Direktversicherung nicht
bestehe, sei der Beklagte verpflichtet, ihm im Wege des Schadensersatzes die
seit Abschluss der Versicherung eingezahlten Beitrdge iHv. insgesamt
11.029,07 Euro zu erstatten, zumindest aber den Rickkaufswert der Versiche-
rung iHv. 7.593,43 Euro zu zahlen.
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Der Kléger hat zuletzt beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, die bei der
N Lebensversicherung AG bestehende Direktversicherung
mit der Versicherungsnummer auf ihn zu Ubertragen,

hilfsweise

an ihn 11.029,07 Euro nebst Zinsen iHv. finf Prozentpun-
kten Uber dem Basiszinssatz seit dem 16. September
2005 zu zahlen.

Der Beklagte hat Klageabweisung beantragt und die Auffassung vertre-
ten, dem Klager stehe kein Aussonderungsrecht an der Versicherung zu. lhm
sei kein unwiderrufliches Bezugsrecht aus dem Versicherungsvertrag einge-
raumt worden. Das Gleichbehandlungsgebot sei nicht verletzt. Er habe nur die
Bezugsrechte des Klagers sowie zweier weiterer Arbeitnehmer der Schuldnerin
widerrufen kdénnen, da lediglich deren Bezugsrechte widerruflich gewesen
seien. Da er das Bezugsrecht des Klagers wirksam widerrufen habe, stehe dem
Klager auch kein Schadensersatzanspruch zu.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht
hat die Berufung des Klagers zurlickgewiesen. Mit seiner Revision verfolgt der
Klager seine zuletzt gestellten Klageantrage weiter. Der Beklagte begehrt die
Zuruckweisung der Revision.

Entscheidungsgriinde

Die Revision des Klagers ist unbegrindet. Das Landesarbeitsgericht
hat die Berufung des Klagers gegen die die Klage abweisende Entscheidung
des Arbeitsgerichts zu Recht zurlickgewiesen. Die Klage ist im Haupt- wie im
Hilfsantrag unbegrindet. Dem Klé&ger steht kein Aussonderungsrecht nach § 47
InsO an der Direktversicherung zu. Der Beklagte konnte das Bezugsrecht des
Klagers aus der Direktversicherung aufgrund der versicherungsvertraglichen
Regelungen wirksam widerrufen. Der Kldger kann seinen Anspruch auch nicht
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auf den arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz stitzen. Der Beklagte
ist nicht verpflichtet, dem Kléager im Wege des Schadensersatzes die seit
Abschluss der Direktversicherung zu dieser entrichteten Beitrdge oder den
Ruckkaufswert der Versicherung zu zahlen.

l. Der Beklagte ist nicht verpflichtet, dem Klager die Direktversicherung zu
Ubertragen. Dem Klager steht kein Aussonderungsrecht nach § 47 InsO an der
Direktversicherung zu. Der Beklagte hat das Bezugsrecht des Klagers nach den
versicherungsvertraglichen Regelungen wirksam widerrufen. Dem Kléger war
lediglich ein widerrufliches Bezugsrecht eingerdumt, das zum Zeitpunkt des
Widerrufs im Zuge der Eréffnung des Insolvenzverfahrens noch nicht unwider-
ruflich geworden war. Auf den arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz
kann der Klager sein Begehren auf Ubertragung der Direktversicherung nicht
mit Erfolg stUtzen.

1. Die Frage, ob die Rechte aus einer vom Arbeitgeber zugunsten des
Arbeitnehmers abgeschlossenen Direktversicherung in der Insolvenz des
Arbeitgebers der Masse zustehen oder ob der Arbeithnehmer ein Aussonde-
rungsrecht nach § 47 InsO hat, ist allein nach der versicherungsrechtlichen
Lage zu beantworten. Fur das Verhéltnis zwischen dem Arbeitgeber und der
Versicherung kommt es grundsatzlich nicht darauf an, welche Befugnisse dem
Arbeitgeber - und im Falle seiner Insolvenz dem Verwalter - im Versorgungs-
verhéltnis zum Arbeitnehmer zustehen. Dies kann dazu flihren, dass der
Arbeitgeber - und in der Insolvenz des Arbeitgebers der Verwalter - aus dem
Versicherungsvertrag abgeleitete Rechte versicherungsrechtlich ausiben kann,
obwohl er dies arbeitsrechtlich im Verhaltnis zum Arbeitnehmer nicht darf.
Versicherungsrechtlich ist in diesem Fall die Auslibung wirksam. Im Versor-
gungsverhéltnis kénnen jedoch Anspriiche des Arbeitnehmers, insbesondere
Schadensersatzanspriiche entstehen (st. Rspr., vgl. etwa BAG 19. April 2011
-3 AZR 267/09 - Rn. 17, AP BetrAVG § 1 Lebensversicherung Nr. 32; 15. Juni
2010 - 3AZR 334/06 - Rn. 17, BAGE 134, 372; BGH 19. Juni 1996 - IV ZR
243/95 - AP BelrAVG § 1 Lebensversicherung Nr. 25). Somit richtet es sich
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allein nach der versicherungsrechtlichen Lage, ob die Rechte an der Versiche-
rung zum Vermogen des Arbeitgebers gehéren, in dessen Rechtsposition der
Insolvenzverwalter nach § 80 Abs. 1 InsO bei Insolvenzerdffnung eintritt (st.
Rspr., zuletzt BAG 15. Juni 2010 - 3 AZR 334/06 - Rn. 19, BAGE 134, 372;
31. Juli 2007 - 3 AZR 446/05 - Rn. 14, NZA-RR 2008, 32; 8. Juni 1999 - 3 AZR
136/98 - zu B | der Griinde, BAGE 92, 1; ebenso: BGH 18. Juli 2002 - IX ZR
264/01 - zu Il der Griinde, DB 2002, 2104; BVerwG 28. Juni 1994 - 1 C 20.92 -
zu 2 ¢ cc cce der Griinde, BVerwGE 96, 160).

a) Hat der Arbeitgeber als Versicherungsnehmer dem Arbeitnehmer als
Versichertem lediglich ein widerrufliches Bezugsrecht im Versicherungsfall
eingerdumt - was nach § 159 VVG (friher: § 166 VVG) der gesetzliche Normal-
fall ist -, kann er die bezugsberechtigte Person jederzeit ersetzen. Der Versi-
cherte hat vorher lediglich eine Hoffnung auf die spater fallig werdende Leistung
(vgl. BGH 22. Mérz 1984 - IX ZR 69/83 - DB 1984, 1776). In der Insolvenz fallen
die Rechte aus der Lebensversicherung deshalb in das Vermégen des Arbeit-
gebers und gehéren zur Insolvenzmasse (vgl. zB BAG 17. Oktober 1995
-3 AZR 622/94 - zu | der Griinde, AP BetrAVG § 1 Lebensversicherung Nr. 23
= EzA BetrAVG § 1 Lebensversicherung Nr. 7; BGH 18. Juli 2002 - IX ZR
264/01 - zu Il der Griinde, DB 2002, 2104).

b) R&aumt der Arbeitgeber als Versicherungsnehmer dem Arbeitnehmer als
Versichertem dagegen abweichend vom gesetzlichen Normalfall ein unwiderruf-
liches Bezugsrecht ein, stehen die Rechte aus dem Versicherungsvertrag von
vornherein dem Arbeithehmer zu (BGH 17. Februar 1966 - Il ZR 286/63 - zu Il
der Griinde, BGHZ 45, 162). Mit der Unwiderruflichkeit erhalt das Bezugsrecht
dingliche Wirkung (BGH 19. Juni 1996 - IV ZR 243/95 - zu 1 der Griinde, AP
BetrAVG § 1 Lebensversicherung Nr. 25). Insolvenzrechtlich hat dies zur Folge,
dass die Rechte aus dem Versicherungsvertrag von diesem Zeitpunkt an nicht
mehr zum Vermdgen des Arbeitgebers und damit auch nicht mehr zur Insol-
venzmasse gehoéren. Sie stehen vielmehr dem Arbeitnehmer zu, der deshalb
ein Aussonderungsrecht hat (BAG 26. Juni 1990 - 3 AZR 651/88 - zu 2 b der
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Griinde, BAGE 65, 208; 26. Juni 1990 - 3 AZR 2/89 - zu 2 b der Griinde, AP
BetrAVG § 1 Lebensversicherung Nr. 12 = EzA KO § 43 Nr. 1).

C) Hat der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer im Versicherungsvertrag ein
unwiderrufliches Bezugsrecht eingerdumt, dieses jedoch unter bestimmten
Voraussetzungen mit einem Widerrufsvorbehalt versehen - sog. eingeschrankt
unwiderrufliches Bezugsrecht -, so ist zu unterscheiden: Wenn die Vorausset-
zungen des Widerrufsvorbehalts vorliegen, bleibt das Widerrufsrecht erhalten.
Das Bezugsrecht kann dann widerrufen werden. Der Insolvenzverwalter kann
von der Widerrufsméglichkeit Gebrauch machen mit der Folge, dass der Ruiick-
kaufswert der Masse zusteht (BAG 8. Juni 1999 - 3 AZR 136/98 - zu B | 2 der
Grinde, BAGE 92, 1). Sind die Voraussetzungen des Vorbehalts demgegen-
Uber nicht gegeben, kann das Bezugsrecht nicht widerrufen werden (BAG
26. Juni 1990 - 3 AZR 651/88 - zu 3 und 4 der Griinde, BAGE 65, 208; 26. Juni
1990 - 3 AZR 2/89 - zu 3 und 4 der Griinde, AP BetrAVG § 1 Lebensversiche-
rung Nr. 12 = EzZA KO § 43 Nr. 1; ebenso: BGH 19. Juni 1996 - IV ZR 243/95 -
zu 2 der Griinde, AP BetrAVG § 1 Lebensversicherung Nr. 25). Die Rechte aus
dem Versicherungsvertrag gehéren dann zum Vermégen des Arbeitnehmers
und nicht zur Masse. Der Arbeithehmer hat ein Aussonderungsrecht.

d) Diese Grundsatze gelten auch dann, wenn der Direktversicherung
arbeitsrechtlich eine Entgeltumwandlung zugrunde liegt, fur die die Neurege-
lung Uber die sofortige gesetzliche Unverfallbarkeit noch nicht anwendbar ist,
weil die Versorgungszusage vor dem 1. Januar 2001 erteilt wurde (§ 1b Abs. 5,
§ 30f Abs. 1 Satz 2 iVm. Satz 1 BetrAVG), oder wenn die Rentenanwartschaft
arbeitsvertraglich unverfallbar ist. Auch bei einer derartigen Fallgestaltung liegt
kein Treuhandverhaltnis vor, aufgrund dessen die Rechte aus dem Versiche-
rungsvertrag vom sonstigen Vermdgen des Arbeitgebers ausreichend getrennt
wéren, um sie nicht der Masse zuzuordnen (vgl. BAG 15. Juni 2010 - 3 AZR
334/06 - Rn. 19, BAGE 134, 372; 17. Oktober 1995 - 3 AZR 622/94 - zu | 1 b
der Griinde, AP BetrAVG § 1 Lebensversicherung Nr. 23 = EzA BetrAVG § 1
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Lebensversicherung Nr. 7; BGH 18. Juli 2002 -IXZR 264/01- zu Il2 der
Griinde, DB 2002, 2104).

2. Danach hat der Klager keinen Anspruch auf Ubertragung bzw. Ausson-
derung der Direktversicherung. Die Schuldnerin hatte dem Klager lediglich ein
bis zum Ablauf der gesetzlichen Unverfallbarkeitsfrist widerrufliches Bezugs-
recht an den Versicherungsleistungen eingerdaumt. Dies ergibt eine Auslegung
der Versicherungsbedingungen nach den fir Aligemeine Geschéaftsbedingun-
gen geltenden Grundsatzen unter Bericksichtigung betriebsrentenrechtlicher
Wertungen. Zum maBgeblichen Zeitpunkt des Widerrufs des Bezugsrechts im
Zuge der Insolvenzerdffnung war die gesetzliche Unverfallbarkeitsfrist noch
nicht abgelaufen, weshalb der Widerruf versicherungsrechtlich zuléssig war. Ob
der Direktversicherung - wie der Klédger meint - eine Entgeltumwandlung zu-

grunde lag, ist unerheblich.

a) Der Versicherungsvertrag zwischen der Schuldnerin und der
N Lebensversicherung AG ist dahin auszulegen, dass die Schuldnerin dem
Klager ein bis zum Ablauf der gesetzlichen Unverfallbarkeitsfrist widerrufliches
Bezugsrecht eingerdumt hat. Hierin unterscheidet sich der vorliegende Rechts-
streit von dem Sachverhalt, der dem vom Klager angezogenen Urteil des
Bundesgerichtshofs (8. Juni 2005 - IV ZR 30/04 - ZIP 2005, 1973) zugrunde
lag. Im dortigen Rechtsstreit hatten die Parteien des Versicherungsvertrags ein
eingeschrankt unwiderrufliches Bezugsrecht vereinbart.

aa) Der Versicherungsvertrag - einschlieBlich der zuséatzlichen Vereinba-
rung (Nr.531) zur Direktversicherung - Unwiderruflichkeitsklausel - enthélt
Allgemeine Geschaftsbedingungen, die der Senat als Revisionsgericht selbst
auslegen kann (BAG 13. Dezember 2011 - 3 AZR 791/09 - Rn. 17, NZA 2012,
738).

bb) Allgemeine Geschéftsbedingungen sind nach ihrem objektiven Inhalt
und typischen Sinn einheitlich so auszulegen, wie sie von verstandigen und
redlichen Vertragspartnern unter Abwégung der Interessen der normalerweise
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beteiligten Verkehrskreise verstanden werden, wobei die Verstandnismdglich-
keiten des durchschnittlichen Vertragspartners des Verwenders zugrunde zu
legen sind (vgl. BAG 7. Dezember 2005 - 5 AZR 535/04 - Rn. 22, BAGE 116,
267).

Bei der Auslegung von Versicherungsbedingungen einer Lebensversi-
cherung, mit denen Anspriche von Arbeitnehmern auf betriebliche Altersver-
sorgung durchgefihrt werden sollen, sind entsprechend dem Zweck dieser
Versicherung auch die Interessen der versicherten Beschéftigten zu bericksich-
tigen (BAG 15. Juni 2010 -3 AZR 994/06 - Rn. 23; 31. Juli 2007 -3 AZR
446/05 - Rn. 20, DB 2008, 939; BGH 3. Mai 2006 - IV ZR 134/05 - Rn. 12 mwN,
NJW-RR 2006, 1258). Dabei sind insbesondere betriebsrentenrechtliche Wer-
tungen zu beachten. Die Parteien eines Vertragsgefliges, das dazu dient, dem
Arbeitnenmer auf der Grundlage des Betriebsrentengesetzes Anspriche zu
verschaffen, wollen in der Regel an das anknlpfen, was nach dem Betriebsren-
tengesetz maBgeblich ist (BAG 15. Juni 2010 - 3 AZR 994/06 - Rn. 28; dhnlich
bereits BAG 26. Mai 2009 - 3 AZR 816/07 - Rn. 24, AP BetrAVG § 2 Nr. 61 =
EzA BetrAVG § 1b Nr. 6; 31. Juli 2007 - 3 AZR 446/05 - Rn. 18 ff., aaO). Das
gilt etwa dann, wenn die maBgeblichen Vertragsbestimmungen auf die gesetzli-
che Unverfallbarkeit der Versorgungsanwartschaft nach dem Betriebsrentenge-

setz abstellen.

cc) Danach ergibt die Auslegung der versicherungsrechtlichen Bestimmun-
gen, dass die Schuldnerin dem Klager ein bis zum Ablauf der gesetzlichen
Unverfallbarkeitsfrist widerrufliches Bezugsrecht eingerdumt hatte.

Daflr spricht bereits der Wortlaut von § 14 Abs. 1 der Allgemeinen Be-
dingungen (Nr. 201158) fur die Lebensversicherung mit spezieller Kapitalanlage
(N Konzept-Tarif N2068) und der zusatzlichen Vereinbarung (Nr.531) zur
Direktversicherung - Unwiderruflichkeitsklausel. Nach § 14 Abs. 1 der Aligemei-
nen Bedingungen (Nr.201158) fur die Lebensversicherung mit spezieller
Kapitalanlage (N Konzept-Tarif N2068) war das Bezugsrecht bis zum Versiche-
rungsfall jederzeit widerruflich. Nach der zuséatzlichen Vereinbarung (Nr. 531)

B JLaw - Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile A|; )

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

JLaw — fiir Android JLaw — flr i0OS

Available on the - 1
D App Store

www.prinz.law

22

23

24

I, Yony SIomMUIy

S[e purs ﬁllﬂ]lllll[lm\'”@].[‘l I9p 913

DYIN Y BLY §§ YoRU URqUIR(

1ZInyosag


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-10 - 3 AZR 176/10

zur Direktversicherung - Unwiderruflichkeitsklausel - sollte das Bezugsrecht
allerdings nach Ablauf der Fristen nach § 1 Abs. 2 BetrAVG aF unwiderruflich
werden. Die Klausel soll unter Beriicksichtigung betriebsrentenrechtlicher
Wertungen dem Versicherungsnehmer (vorliegend der Schuldnerin) die Mog-
lichkeit belassen, das Bezugsrecht aus der Direktversicherung zu widerrufen,
solange der Arbeitnehmer nach den gesetzlichen Bestimmungen des Betriebs-
rentengesetzes noch keine unverfallbare Anwartschaft erworben hat. Zugleich
will die Klausel sicherstellen, dass mit Eintritt der Unverfallbarkeit im arbeits-
rechtlichen Grundverhéltnis zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer
auch im versicherungsrechtlichen Verhéltnis zwischen dem Arbeitgeber und der
Versicherungsgesellschaft die versicherte Person eine gesicherte Rechtsposi-
tion, namlich ein unwiderrufliches Bezugsrecht, erhalt. Der Versicherungsver-
trag sieht damit bis zum Ablauf der Unverfallbarkeitsfrist ein widerrufliches
Bezugsrecht des Arbeitgebers vor, das erst mit Ablauf der Unverfallbarkeitsfrist
im arbeitsrechtlichen Grundverhéltnis zum unwiderruflichen Bezugsrecht wird.
Davor bleibt das Bezugsrecht widerruflich. Die gesetzliche Unverfallbarkeitsfrist
fr Versorgungsanwartschaften war im Zeitpunkt des Abschlusses der Direkt-
versicherung in § 1 Abs. 2 BetrAVG aF geregelt. Deshalb nimmt die zusétzliche
Vereinbarung (Nr. 531) zur Direktversicherung - Unwiderruflichkeitsklausel - auf
diese Bestimmung Bezug. Zum 1. Januar 2001 wurde § 1 Abs. 2 BetrAVG aF
durch § 1b BetrAVG ersetzt. Nach Sinn und Zweck der Regelung in der zuséatz-
lichen Vereinbarung (Nr. 531) zur Direktversicherung
- Unwiderruflichkeitsklausel - kommt es auf die fur das arbeitsrechtliche Grund-
verhéltnis geltende gesetzliche Unverfallbarkeitsfrist an.

b) Der Kléager hatte im Zeitpunkt des Widerrufs des Bezugsrechts durch
den Beklagten im Herbst 2005 noch kein unwiderrufliches Bezugsrecht erlangt,
denn zum Zeitpunkt des Widerrufs war die gesetzliche Unverfallbarkeitsfrist fur
die Versorgungsanwartschaft des Klagers noch nicht abgelaufen. Da die Ver-
sorgungszusage dem Klager vor dem 1. Januar 2001 erteilt worden war, richtet
sich die Unverfallbarkeit nach § 30f BetrAVG. Danach ist flr die Unverfallbarkeit
ua. erforderlich, dass die Versorgungszusage entweder mindestens zehn Jahre
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oder bei mindestens zwdlfjahriger Betriebszugehorigkeit mindestens drei Jahre
oder ab dem 1. Januar 2001 mindestens funf Jahre bestanden hat. Diese
Voraussetzungen waren im Zeitpunkt des Widerrufs des Bezugsrechts nicht
erflllt. Dabei kommt es nicht darauf an, ob der Direktversicherung im arbeits-
rechtlichen Grundverhéltnis - wie vom Klager behauptet - eine Entgeltumwand-
lung zugrunde lag. Nach § 30f Abs. 1 Satz 2 BetrAVG gilt § 1b Abs. 5 BetrAVG,
der bei Entgeltumwandlungen die sofortige Unverfallbarkeit vorsieht, nicht,
wenn die Versorgungszusage - wie vorliegend - vor dem 1. Januar 2001 erteilt

wurde.

3. Der Klager kann sein Aussonderungsverlangen auch nicht mit Erfolg
auf den arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz stitzen.

a) Der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz ist die privatrechtli-
che Auspragung des Gleichheitssatzes des Art. 3 Abs. 1 GG. GemaB § 1b
Abs. 1 Satz 4 BetrAVG kénnen Versorgungsverpflichtungen nicht nur auf einer
Versorgungszusage, sondern auch auf dem Grundsatz der Gleichbehandlung
beruhen. Im Bereich des Betriebsrentenrechts hat der allgemeine arbeitsrechtli-
che Gleichbehandlungsgrundsatz damit kraft Gesetzes anspruchsbegriindende
Wirkung. Der Gleichbehandlungsgrundsatz verbietet sowohl die sachfremde
Schlechterstellung einzelner Arbeitnehmer in vergleichbarer Lage als auch eine
sachfremde Gruppenbildung (BAG 28. Juni 2011 -3 AZR 448/09 - Rn. 22
mwN).

b) Der Klager hat die Voraussetzungen fir eine sachwidrige Ungleichbe-
handlung nicht dargelegt. Er hat lediglich geltend gemacht, der Beklagte habe
das Bezugsrecht des Kléagers und zweier weiterer vormaliger Mitarbeiter der
Schuldnerin widerrufen, wahrend er dies bei 19 anderen Arbeithehmern nicht
getan habe. Der Klager hat jedoch nicht behauptet, dass das Bezugsrecht bei
den 19 begunstigten Arbeitnehmern ebenfalls noch widerruflich war. Dies war
nach dem vom Kl&ger nicht in Abrede gestellten Vorbringen des Beklagten nicht
der Fall. Die 19 anderen Arbeitnehmer, deren Bezugsrechte durch Ablauf der
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Unverfallbarkeitsfristen bereits unwiderruflich waren, befanden sich damit in

keiner mit dem Klager vergleichbaren Situation.

1. Dem Klager steht der mit dem Hilfsantrag verfolgte Schadensersatzan-
spruch nicht zu. Er kann vom Beklagten im Wege des Schadensersatzes weder
Ersatz der geleisteten Beitrédge fur die Direktversicherung noch die Zahlung des
Ruckkaufswerts der Versicherung verlangen.

1. Es kann dahinstehen, ob der Versorgungszusage - wie der Klager
meint - eine Entgeltumwandlung zugrunde liegt. Einen Anspruch auf Zahlung
der in diesem Fall aus dem Entgelt des Klagers erbrachten Leistungen zur
Direktversicherung bestinde nur dann, wenn die zugrunde liegende Entgelt-
umwandlungsvereinbarung unwirksam ware (vgl. BAG 15. September 2009
-3AZR 17/09 - Rn. 19, BAGE 132, 100). Das hat der Klager selbst nicht be-
hauptet. Im Ubrigen wéren diese Anspriiche auf Zahlung von Arbeitsentgelt aus
Zeiten vor Eréffnung des Insolvenzverfahrens gerichtet, die allenfalls als Insol-

venzforderungen geltend gemacht werden kénnten.

2. Dem Klager steht der geltend gemachte Schadensersatzanspruch auch
nicht deshalb zu, weil der Beklagte das Bezugsrecht des Klagers aus der
Direktversicherung zwar versicherungsvertraglich wirksam widerrufen hat, er
mit dem Widerruf aber arbeitsrechtliche Pflichten gegeniber dem Kléger ver-
letzt hatte. Es mag dahinstehen, ob der Beklagte zum Widerruf des Bezugs-
rechts auch im arbeitsrechtlichen Grundverhéltnis berechtigt war. Selbst wenn
dies nicht der Fall gewesen sein sollte, bestiinde der dem Klager durch den
Widerruf des Bezugsrechts entstandene Schaden nicht in den gezahlten Versi-
cherungsbeitrdgen oder dem Ruckkaufswert der Versicherung, sondern in dem
im Versicherungsfall eintretenden Versorgungsschaden.

Wird das Bezugsrecht aus einer Direktversicherung arbeitsvertragswid-
rig widerrufen, ist der Versorgungsberechtigte im Wege der Naturalrestitution
(§ 249 Abs. 1 BGB) so zu stellen, wie er ohne den Widerruf des Bezugsrechts
stinde. Dann erhielte er im Versorgungsfall die Leistungen aus dem Versiche-
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rungsvertrag. Ein Schadensersatzanspruch ist daher auf diese entgangenen
Leistungen gerichtet. Ein derartiger Anspruch ist jedoch nicht Streitgegenstand
dieses Verfahrens.

Il Der Klager hat die Kosten der Revision gemaB § 97 Abs. 1 ZPO zu
tragen.

Gréfl Schlewing Spinner

Schmalz Brunke

B JLaw — Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile App)

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flr Android JLaw —flir iOS

www.prinz.law

33

1ZINYPsa8 HYIN JF eLY §§ YOrU JUeqUIIE(] S[e PUls SUN[WWESS[12}11() P J[I2], YoNY :SIOMUIH


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	Entscheidungsgründe



